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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) für Dienstleistung und Verkauf 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Die von beiden Vertragspartnern akzeptierten Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) regeln die 

Geschäftsbedingungen zwischen der cynfo GmbH, vertreten durch Christian Müller, Hans-Böckler-Straße 7, 

37079 Göttingen, E-Mail-Adresse: info@cynfo.com, Telefonnummer: (05 51) 900 365 -0, im Folgenden 

„Anbieter“ und dem Kunden, im Folgenden „Kunde“, als Dienstleistungsvertrag im Sinne der §§ 611 ff. BGB 

oder als Kaufvertrag im Sinne der §§ 433 ff. BGB, soweit zwischen den Vertragsparteien nichts Abweichendes 

schriftlich vereinbart wurde. 

(2) Die AGB gelten unabhängig davon, ob die Kunden Verbraucher, Unternehmer oder Kaufmann sind. 

(3) Alle zwischen den Kunden und dem Anbieter im Zusammenhang mit dem Kaufvertrag oder dem 

Dienstleistungsvertrag getroffenen Vereinbarungen ergeben sich insbesondere aus diesen 

Verkaufsbedingungen, der schriftlichen Auftragsbestätigung und der Annahmeerklärung des Anbieters. 

(4) Maßgebend ist die jeweils bei Abschluss des Vertrags gültige Fassung der AGB. 

(5) Abweichende Bedingungen des Kunden werden nicht akzeptiert. Dies gilt auch, wenn der Anbieter der 

Einbeziehung nicht ausdrücklich widerspricht. 

 

§ 2 Leistungsbeschreibung und Leistungsumfang 

(1) Der Anbieter vertreibt und liefert ausschließlich neue Waren aus dem Bereich der Informations- und 

Kommunikationstechnik.  

(2) Die Beschaffenheit, der konkrete Lieferumfang, die technischen Eigenschaften, die Kompatibilität sowie der 

Verwendungszweck der jeweils angebotenen Waren ergeben sich aus der jeweiligen Produktbeschreibung, 

dem Angebot, der Auftragsbestätigung oder einer sonstigen individuellen Vereinbarung. Angaben in 

Produktbeschreibungen, Datenblättern, Herstellerunterlagen und sonstigen Verkaufsunterlagen können 

herstellerbedingt Änderungen unterliegen und stellen, sofern nicht ausdrücklich als 

Beschaffenheitsvereinbarung oder Garantie bezeichnet, keine selbstständige Garantie oder 

Beschaffenheitsgarantie des Anbieters dar. 

(3) Der Anbieter erbringt ferner Dienstleistungen im Bereich der Informationstechnologie, der Telekommunikation, 

des Datenschutzes und der digitalen Geschäftsorganisation. Der Leistungsumfang richtet sich ausschließlich 

nach dem jeweiligen Angebot, der Auftragsbestätigung, dem Einzelauftrag, dem Dienstleistungsvertrag, einem 

vereinbarten Leistungsverzeichnis sowie gegebenenfalls ergänzenden Anlagen. Allgemeine Darstellungen des 

Leistungsangebots des Anbieters begründen keinen Anspruch des Kunden auf die Erbringung sämtlicher dort 

genannten Leistungen. 

(4) IT-Dienstleistungen können als einmalige Leistungen, als laufende Dienstleistungen oder als Leistungen auf 

Abruf vereinbart werden. Ein Anspruch auf die Erbringung regelmäßig wiederkehrender IT-Dienstleistungen 

besteht nur, wenn dies ausdrücklich in einem Einzelauftrag, einer Auftragsbestätigung oder einem gesonderten 

Dienstleistungsvertrag vereinbart wurde. Soweit kein gesonderter Grundvertrag, Rahmenvertrag oder 

laufender Dienstleistungsvertrag besteht, werden IT-Dienstleistungen grundsätzlich auf Grundlage des 

jeweiligen Einzelauftrags erbracht und mit dessen vollständiger Erbringung beendet. 

(5) Sofern die Parteien laufende IT-Dienstleistungen vereinbaren, ergeben sich Art, Umfang, Reaktionszeiten, 

Servicezeiten, Wartungsintervalle, Vergütung, Mitwirkungspflichten und Vertragslaufzeit aus dem jeweiligen 

Dienstleistungsvertrag oder Einzelauftrag.  

(6) Der Anbieter kann Leistungen im Bereich der Erstellung, technischen Prüfung, Optimierung, Pflege und 

Betreuung von Internetseiten und sonstigen webbasierten Anwendungen erbringen. Hierzu können 

insbesondere die technische und inhaltliche Bestandsaufnahme, die Prüfung von Funktionalität, Sicherheit, 

Datenschutz und Benutzerfreundlichkeit, die Konzeption, Gestaltung, Programmierung, Einrichtung, 

Anpassung, Migration, Wartung und Aktualisierung von Internetseiten gehören. Die Erstellung oder Änderung 
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von Inhalten, insbesondere Texten, Bildern, Grafiken, Videos, Impressumsangaben, Datenschutzerklärungen 

und sonstigen rechtlich relevanten Inhalten, ist nur geschuldet, wenn dies ausdrücklich vereinbart wurde. Die 

rechtliche Prüfung von Webseiten, insbesondere eine umfassende Prüfung auf wettbewerbs-, urheber-, 

marken-, telemedien- oder sonstige rechtliche Zulässigkeit, ist nicht geschuldet, sofern dies nicht ausdrücklich 

als eigenständige Leistung vereinbart wird. 

(7) Der Anbieter kann Leistungen im Bereich Datenschutz erbringen. Diese können insbesondere die 

datenschutzrechtliche Beratung, die Prüfung und Erstellung datenschutzbezogener Dokumente, die 

Unterstützung bei der Umsetzung datenschutzrechtlicher Anforderungen, die Prüfung von Prozessen und 

Verarbeitungen, die Erstellung oder Überarbeitung von Verzeichnissen von Verarbeitungstätigkeiten, 

Datenschutzfolgenabschätzungen, Richtlinien und sonstigen Datenschutzunterlagen sowie die Unterstützung 

bei der Bearbeitung datenschutzbezogener Anfragen und Vorfälle umfassen. Der konkrete Umfang der 

Datenschutzleistungen bestimmt sich nach dem jeweiligen Angebot oder Datenschutzdienstleistungsvertrag. 

(8) Soweit der Anbieter als externer Datenschutzbeauftragter bestellt werden soll, bedarf die Bestellung einer 

ausdrücklichen Vereinbarung in Textform oder Schriftform, soweit gesetzlich erforderlich. Die Bestellung zum 

Datenschutzbeauftragten und der zugrunde liegende Dienstleistungsvertrag sind rechtlich voneinander zu 

unterscheiden. Der Umfang der Tätigkeit als externer Datenschutzbeauftragter richtet sich nach den 

gesetzlichen Vorschriften, den behördlichen Anforderungen sowie den individuellen Vereinbarungen der 

Parteien. Eine umfassende Rechtsberatung, die Vertretung des Kunden in gerichtlichen Verfahren oder die 

Übernahme der Verantwortung für die Einhaltung sämtlicher datenschutzrechtlicher Pflichten des Kunden ist 

nur geschuldet, wenn dies ausdrücklich vereinbart wurde. 

(9) Der Anbieter kann für den Kunden eine interne Meldestelle nach dem Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) 

einrichten und betreiben oder den Kunden bei der Einrichtung und dem Betrieb einer solchen Meldestelle 

unterstützen. Die Leistung kann insbesondere die Bereitstellung von Meldekanälen, die Entgegennahme und 

Dokumentation von Meldungen, die Kommunikation mit hinweisgebenden Personen, die Durchführung oder 

Koordination einer ersten Prüfung sowie die Unterstützung bei Folgemaßnahmen umfassen. Der konkrete 

Leistungsumfang, die zulässigen Meldewege, die Erreichbarkeit, die Bearbeitungsprozesse, die 

Dokumentationsweise, die Zuständigkeiten und etwaige Ausschlüsse werden im jeweiligen Vertrag oder 

Leistungsangebot festgelegt. 

(10) Die Tätigkeit als externe Meldestelle umfasst grundsätzlich nur die im jeweiligen Vertrag ausdrücklich 

vereinbarten Aufgaben. Eine rechtliche, tatsächliche oder wirtschaftliche Prüfung sämtlicher in einer Meldung 

behaupteter Sachverhalte, eine abschließende rechtliche Bewertung, die Durchführung arbeitsrechtlicher, 

strafrechtlicher oder zivilrechtlicher Maßnahmen sowie die Vertretung des Kunden gegenüber Behörden, 

Gerichten oder sonstigen Dritten sind nur geschuldet, wenn dies ausdrücklich vereinbart wurde. Der Kunde 

bleibt für die Einhaltung der ihn als Arbeitgeber oder Organisation treffenden gesetzlichen Pflichten sowie für 

die Entscheidung und Umsetzung von Folgemaßnahmen verantwortlich, soweit nicht ausdrücklich etwas 

anderes vereinbart ist. 

(11) Für Datenschutzdienstleistungen, die Tätigkeit als externer Datenschutzbeauftragter sowie die Einrichtung oder 

den Betrieb einer Meldestelle nach dem HinSchG wird in der Regel ein gesonderter Vertrag geschlossen. 

(12) Der Anbieter ist berechtigt, zur Erbringung der vereinbarten Leistungen geeignete Mitarbeiter, freie Mitarbeiter 

und fachkundige Subunternehmer einzusetzen. Soweit durch den Einsatz von Subunternehmern 

personenbezogene Daten im Auftrag des Kunden verarbeitet werden, erfolgt deren Einsatz nur unter Beachtung 

der datenschutzrechtlichen Anforderungen und – soweit erforderlich – auf Grundlage einer entsprechenden 

Genehmigung oder Regelung im Auftragsverarbeitungsvertrag. 

(13) Der Anbieter schuldet bei Beratungs-, Prüfungs-, Planungs- und Unterstützungsleistungen grundsätzlich die 

fachgerechte Erbringung der vereinbarten Tätigkeit, nicht jedoch einen bestimmten wirtschaftlichen, 

technischen, rechtlichen oder sonstigen Erfolg, sofern ein solcher Erfolg nicht ausdrücklich als 

Vertragsgegenstand vereinbart wurde. Dies gilt insbesondere für Empfehlungen zur IT-Sicherheit, 
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Datenschutzkonformität, Webseitenoptimierung, Systemverfügbarkeit, Fehlerbehebung und organisatorischen 

Verbesserung. 

§ 3 Vertragsschluss 

(1) Die Präsentation und Bewerbung von Produkten und Dienstleistungen auf der Webseite und der Werbung 

stellen kein bindendes Angebot zum Abschluss eines Kaufvertrags über ein Produkt oder einen 

Dienstleistungsvertrag dar. 

(2) Angebotsanfragen können schriftlich oder elektronisch an den Anbieter gerichtet werden. Der Anbieter erstellt 

Angebote auf Basis der individuellen Anforderungen der Kunden. Die Konditionen für die Leistung ergeben sich 

aus dem Angebot und sind für zwei Wochen ab Angebotsdatum gültig.  

(3) Ein Vertrag kommt nicht allein mit der Annahme des übersandten bzw. ausgehändigten Angebotes zustande. 

Ein Angebot vonseiten des Anbieters stellt lediglich die Grundlage zur Abgabe einer verbindlichen 

Vertragserklärung (Antrag) durch den Kunden dar.  

(4) Der Anbieter wird den Zugang der abgegebenen Bestellung unverzüglich prüfen und mit fristgerechter Lieferung 

bestätigen. Sollte eine fristgerechte Lieferung nicht möglich sein, wird der Kunde auf den üblichen 

Kommunikationswegen informiert. 

(5) Änderungen und Ergänzungen von Aufträgen bedürfen der Zustimmung beider Vertragsparteien. Der Anbieter 

behält sich das Recht vor, angemessene Anpassungen der Preise und Liefertermine vorzunehmen. 

(6) Das Zustandekommen des Vertragsschlusses nach Abs. 1 - 5 gilt für die Beauftragung einer Dienstleistung und 

den Kauf eines Produktes.  

(7) Sollte die Aushändigung der von den Kunden bestellten Produkte nicht möglich sein, sieht der Anbieter von 

einer Annahmeerklärung ab. In diesem Fall kommt ein Vertrag nicht zustande. Der Anbieter wird den Kunden 

darüber unverzüglich informieren und bereits erhaltene Gegenleistungen unverzüglich zurückerstatten. 

 

§ 4 Durchführung der Verträge und Mitwirkungspflichten 

(1) Der Anbieter erbringt die vereinbarten Leistungen fachgerecht und nach den anerkannten Standards der 

jeweiligen Fachbereiche. Art und Umfang der Leistung richten sich nach der individuellen Vereinbarung. 

(2) Der Kunde ist verpflichtet, alle für die Durchführung des Vertrags erforderlichen Informationen, Unterlagen, 

Zugangsdaten, Freigaben, Genehmigungen und sonstigen Mitwirkungshandlungen vollständig, richtig und 

rechtzeitig bereitzustellen. 

(3) Der Kunde hat insbesondere sicherzustellen, dass der Anbieter Zugang zu den für die Leistung erforderlichen 

Räumlichkeiten, Systemen, Geräten, Netzwerken, Benutzerkonten und sonstigen technischen Einrichtungen 

erhält. 

(4) Zugangsdaten sind vom Kunden vertraulich zu behandeln und gegen den Zugriff unbefugter Dritter zu schützen. 

Der Kunde hat den Anbieter unverzüglich zu informieren, wenn der Verdacht besteht, dass Zugangsdaten 

missbräuchlich verwendet wurden oder Dritten bekannt geworden sind. 

(5) Der Kunde ist verpflichtet, vor Beginn von Arbeiten an IT-Systemen, Servern, Geräten oder Daten angemessene 

und aktuelle Datensicherungen anzufertigen, sofern dies technisch möglich und zumutbar ist. Soweit 

Datensicherungen ausdrücklich als Leistung des Anbieters vereinbart wurden, richtet sich deren Umfang nach 

dem jeweiligen Auftrag. 

(6) Der Kunde bleibt für die Sicherung und Verfügbarkeit seiner Daten verantwortlich, sofern der Anbieter nicht 

ausdrücklich mit einer entsprechenden Datensicherungsleistung beauftragt wurde. 

(7) Der Kunde hat dem Anbieter wahrheitsgemäße und vollständige Angaben zu den bestehenden technischen, 

organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen zu machen. Nachteile, die auf unrichtigen, 

unvollständigen oder verspäteten Angaben beruhen, fallen in den Verantwortungsbereich des Kunden. 

(8) Erbringt der Kunde erforderliche Mitwirkungshandlungen nicht rechtzeitig, verlängern sich vereinbarte 

Leistungsfristen angemessen. Der Anbieter ist berechtigt, dem Kunden hierdurch verursachte 

Mehraufwendungen nach den vereinbarten oder üblichen Vergütungssätzen in Rechnung zu stellen. 
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(9) Der Anbieter ist berechtigt, die Durchführung einer Leistung zu verschieben, wenn er oder ein von ihm 

beauftragter Leistungserbringer ohne eigenes Verschulden an der Leistungserbringung gehindert ist, 

insbesondere durch Streik, Aussperrung, Naturkatastrophen, Unwetter, Verkehrsbehinderungen, Krankheit, 

behördliche Maßnahmen, Ausfälle von Telekommunikations- oder Energieversorgungsnetzen oder sonstige 

Fälle höherer Gewalt. 

(10) Der Anbieter wird den Kunden über absehbare erhebliche Verzögerungen informieren. Gesetzliche Rechte des 

Kunden bleiben unberührt. 

(11) Der Anbieter ist berechtigt, geeignete Mitarbeiter, freie Mitarbeiter und fachkundige Subunternehmer 

einzusetzen. Der Anbieter bleibt für die ordnungsgemäße Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten 

verantwortlich. 

(12) Der Anbieter ist berechtigt, Leistungen aus fachlichen oder technischen Gründen anzupassen, 

weiterzuentwickeln oder in zumutbarer Weise anders auszugestalten, sofern dadurch der vereinbarte 

Vertragszweck nicht wesentlich verändert wird. 

(13) Der Kunde darf vom Anbieter erhaltene Empfehlungen, Analysen und Vorschläge eigenverantwortlich 

umsetzen. Die Entscheidung über die Umsetzung sowie die Folgen der Umsetzung liegen grundsätzlich im 

Verantwortungsbereich des Kunden, sofern der Anbieter nicht ausdrücklich mit der Umsetzung beauftragt 

wurde. 

(14) Der Anbieter darf die Leistung verweigern oder aussetzen, wenn die Durchführung gegen gesetzliche 

Vorschriften, behördliche Anordnungen, Rechte Dritter oder anerkannte Sicherheitsstandards verstoßen 

würde. 

§ 5 Lieferung, Übergabe und Leistungserbringung 

(1) Die Lieferung von Waren erfolgt grundsätzlich durch Abholung durch den Kunden oder durch persönliche 

Lieferung des Anbieters in Verbindung mit einer vereinbarten Dienstleistung. Eine Versendung durch einen 

Paketdienst, Spediteur oder sonstigen Transportdienstleister erfolgt nur, wenn dies ausdrücklich vereinbart 

wurde. 

(2) Bei persönlicher Lieferung können Anfahrtskosten nach Maßgabe des Angebots, der Preisliste oder der auf der 

Webseite veröffentlichten Konditionen berechnet werden. 

(3) Liefer- und Leistungstermine werden individuell vereinbart. Soweit ein Termin nicht ausdrücklich als verbindlich 

bezeichnet wurde, handelt es sich um einen voraussichtlichen Termin. 

(4) Die Einhaltung von Liefer- und Leistungsterminen setzt voraus, dass der Kunde seine Mitwirkungspflichten 

rechtzeitig erfüllt und ggfs. vereinbarte Vorauszahlungen leistet. 

(5) Bei Abholung hat der Kunde die Ware innerhalb des vereinbarten Zeitraums abzuholen. Holt der Kunde die 

Ware trotz angemessener Fristsetzung nicht ab, ist der Anbieter berechtigt, die ihm entstehenden 

angemessenen Lager- und Zusatzkosten zu berechnen. 

(6) Bei persönlicher Lieferung hat der Kunde sicherzustellen, dass die Ware am vereinbarten Lieferort 

entgegengenommen werden kann. Ist eine Übergabe aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, nicht 

möglich, kann der Anbieter eine weitere Anfahrt nach den vereinbarten Konditionen berechnen. 

(7) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung richtet sich gegenüber Verbrauchern 

nach den gesetzlichen Vorschriften. Gegenüber Unternehmern geht die Gefahr mit Übergabe der Ware an den 

Kunden, bei Versendung mit Übergabe an das Transportunternehmen, auf den Kunden über. 

(8) Der Anbieter ist zu Teilleistungen berechtigt, sofern diese für den Kunden selbstständig nutzbar sind und dem 

Kunden hierdurch keine unzumutbaren Nachteile entstehen. 

§ 6 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1) Alle Preise verstehen sich gegenüber Verbrauchern als Endpreise inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer. 

Gegenüber Unternehmern werden Preise grundsätzlich als Nettopreise zzgl. Umsatzsteuer ausgewiesen; 

maßgeblich sind die Angaben im jeweiligen Angebot oder in der Auftragsbestätigung. 
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(2) Die konkrete Vergütung für Waren und Dienstleistungen ergibt sich aus dem jeweiligen Angebot, der 

Auftragsbestätigung, der Preisliste oder der Rechnung. 

(3) Dienstleistungen werden, sofern keine Pauschalvergütung vereinbart wurde, nach dem tatsächlich 

angefallenen Zeitaufwand zu den vereinbarten Stundensätzen abgerechnet.  

(4) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart wurde, sind Rechnungen innerhalb von 10 Tagen ab Zugang der 

Rechnung ohne Abzug zur Zahlung fällig. Der Anbieter kann im Einzelfall auch sofortige Zahlung, Vorauszahlung, 

Teilzahlungen oder eine andere Zahlungsfrist verlangen. Die jeweils geltenden Zahlungsbedingungen ergeben 

sich aus dem Angebot, der Auftragsbestätigung oder der Rechnung. 

(5) Der Anbieter ist berechtigt, bei umfangreichen Aufträgen, Sonderbestellungen, individuell konfigurierten 

Waren oder Leistungen, die einen erheblichen Material- oder Fremdkostenanteil enthalten, eine angemessene 

Vorauszahlung oder Abschlagszahlung zu verlangen. 

(6) Bei Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Vorschriften. Der Anbieter ist insbesondere berechtigt, 

Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe sowie angemessene Mahn- und Inkassokosten zu verlangen.  

(7) Der Anbieter ist berechtigt, weitere Leistungen von der vollständigen Zahlung fälliger Forderungen abhängig zu 

machen, sofern dies dem Kunden nach Abwägung der beiderseitigen Interessen zumutbar ist. 

(8) Der Kunde ist zur Aufrechnung nur berechtigt, wenn seine Gegenforderung rechtskräftig festgestellt, 

unbestritten oder vom Anbieter anerkannt ist. Dies gilt nicht für Gegenforderungen, die in einem rechtlichen 

Zusammenhang mit der Forderung des Anbieters stehen und aus demselben Vertragsverhältnis stammen. 

(9) Ein Zurückbehaltungsrecht darf der Kunde nur ausüben, soweit sein Gegenanspruch auf demselben 

Vertragsverhältnis beruht. Gegenüber Verbrauchern bleiben weitergehende gesetzliche 

Zurückbehaltungsrechte unberührt. 

(10) Der Anbieter ist berechtigt, Preise für laufende Dienstleistungen mit Wirkung für die Zukunft angemessen 

anzupassen, wenn sich nach Vertragsschluss wesentliche Kostenfaktoren, insbesondere Personal-, 

Fremdleistungs-, Energie-, Lizenz- oder Betriebskosten, ändern. Die Anpassung ist dem Kunden mindestens vier 

Wochen vor ihrem Wirksamwerden mitzuteilen. Erhöht sich der Preis nicht nur unerheblich, kann der Kunde 

den laufenden Vertrag zum Wirksamwerden der Änderung kündigen. 

 

§ 7 Laufzeit und Kündigung der Dienstleistungsverträge 

(1) Die Laufzeit des Dienstleistungsvertrags ergibt sich aus dem jeweiligen Vertrag. Wenn es sich um die einmalige 

Erbringung einer Dienstleistung handelt, ist dies im Vertrag vermerkt und die nachstehenden Absätze des § 7 

sind darauf nicht anwendbar.  Einmalige Dienstleistungen enden grundsätzlich mit vollständiger Erbringung der 

vereinbarten Leistung, ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

(2) Eine ordentliche Kündigung eines Dienstleistungsvertrages muss spätestens drei Monate vor Ende der 

jeweiligen Vertragslaufzeit in Schriftform gegenüber dem Vertragspartner erfolgen. 

(3) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. 

(4) Wird das Vertragsverhältnis nicht bis drei Monate vor Ende der jeweiligen Laufzeit gekündigt, verlängert es sich 

immer jeweils um einen weiteren Monat, wenn es sich bei dem Kunden um einen Verbraucher handelt. Bei 

Unternehmern verlängert sich das Vertragsverhältnis immer jeweils um die ursprüngliche Laufzeit.  

(5) Nach Ende der regulären Laufzeit beträgt die Kündigungsfrist drei Monate bis zum Ende der verlängerten 

Laufzeit. Die Kündigung muss auch hier in Schriftform erfolgen.   

(6) Stornierungen von laufenden Aufträgen bedürfen der schriftlichen Zustimmung beider Vertragsparteien. Für 

bereits erbrachte Leistungen oder angefallene Kosten können wir eine angemessene Entschädigung verlangen. 

 

§ 8 Eigentumsvorbehalt  

(1) Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung sämtlicher Forderungen aus dem jeweiligen 

Kaufvertrag Eigentum des Anbieters. 
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(2) Gegenüber Unternehmern bleibt die Ware bis zur vollständigen Begleichung sämtlicher Forderungen aus der 

laufenden Geschäftsbeziehung Eigentum des Anbieters. Dies gilt auch dann, wenn einzelne Forderungen in eine 

laufende Rechnung aufgenommen wurden. 

(3) Der Kunde ist verpflichtet, die Ware bis zum Eigentumsübergang pfleglich zu behandeln und gegen 

Beschädigung, Zerstörung und Verlust angemessen zu versichern, soweit dies zumutbar ist. 

(4) Der Kunde darf die unter Eigentumsvorbehalt stehende Ware vor vollständiger Zahlung weder verpfänden noch 

zur Sicherheit übereignen. Der Kunde hat den Anbieter unverzüglich zu informieren, wenn Dritte auf die Ware 

zugreifen oder Rechte an ihr geltend machen. 

(5) Gegenüber Unternehmern ist der Kunde zur Weiterveräußerung im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr 

berechtigt. Die aus der Weiterveräußerung entstehenden Forderungen tritt der Kunde bereits jetzt in Höhe des 

Rechnungsbetrags an den Anbieter ab. Der Anbieter nimmt die Abtretung an. Der Kunde bleibt zur Einziehung 

der Forderung berechtigt, solange er seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommt. 

(6) Bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Anbieter berechtigt, die 

Herausgabe der Vorbehaltsware zu verlangen. Die Rücknahme der Ware stellt nur dann einen Rücktritt vom 

Vertrag dar, wenn dies ausdrücklich erklärt wird. 

§ 9 Mängelrechte und Gewährleistung 

(1) Der Anbieter haftet für Sach- und Rechtsmängel der gelieferten Waren nach den gesetzlichen Vorschriften, 

soweit in diesen AGB nichts Abweichendes geregelt ist. 

(2) Gegenüber Verbrauchern beträgt die gesetzliche Verjährungsfrist für Mängelansprüche grundsätzlich zwei 

Jahre ab Ablieferung der Ware. 

(3) Gegenüber Unternehmern beträgt die Verjährungsfrist für Mängelansprüche grundsätzlich ein Jahr ab 

Ablieferung der Ware. Dies gilt nicht bei Ansprüchen wegen vorsätzlicher oder grob fahrlässiger 

Pflichtverletzung, wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei arglistigem 

Verschweigen eines Mangels, bei einer übernommenen Garantie oder bei Rückgriffsansprüchen nach den 

gesetzlichen Vorschriften. 

(4) Gegenüber Unternehmern setzt die Geltendmachung von Mängelansprüchen voraus, dass der Kunde die Ware 

unverzüglich nach Ablieferung untersucht und erkennbare Mängel unverzüglich, spätestens innerhalb von 

sieben Werktagen, in Textform anzeigt. Verdeckte Mängel sind unverzüglich nach ihrer Entdeckung anzuzeigen. 

§ 377 HGB bleibt unberührt. 

(5) Verbraucher werden gebeten, erkennbare Mängel möglichst unverzüglich mitzuteilen, um eine schnelle 

Bearbeitung zu ermöglichen. 

(6) Im Falle eines Mangels ist der Anbieter zunächst zur Nacherfüllung berechtigt. Die Nacherfüllung erfolgt nach 

Wahl des Anbieters durch Nachbesserung oder Ersatzlieferung, soweit diese Wahl dem Kunden zumutbar ist 

und gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen. 

(7) Der Kunde hat dem Anbieter die zur Prüfung und Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben. 

Der Anbieter ist berechtigt, die mangelhafte Ware zur Prüfung zurückzufordern oder eine Prüfung vor Ort 

durchzuführen. 

(8) Schlägt die Nacherfüllung fehl, wird sie verweigert oder ist sie dem Kunden unzumutbar, kann der Kunde nach 

Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften den Kaufpreis mindern, vom Vertrag zurücktreten oder Schadensersatz 

verlangen. 

(9) Mängelansprüche bestehen nicht für Schäden, die durch unsachgemäße Bedienung, fehlerhafte Installation 

durch den Kunden oder Dritte, ungeeignete Einsatzbedingungen, übermäßige Beanspruchung, Änderungen an 

der Ware, ungeeignete Software, Spannungsschwankungen, äußere Einwirkungen oder normalen Verschleiß 

verursacht wurden, soweit der Anbieter diese Umstände nicht zu vertreten hat. 

(10) Eine vom Hersteller eingeräumte Herstellergarantie besteht neben den gesetzlichen Mängelrechten. Inhalt, 

Umfang, Dauer und Voraussetzungen einer Herstellergarantie ergeben sich ausschließlich aus den jeweiligen 
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Garantiebedingungen des Herstellers. Der Anbieter wird durch eine Herstellergarantie nicht über deren Inhalt 

hinaus verpflichtet. 

(11) Eine Verkäufergarantie besteht nur, wenn der Anbieter sie ausdrücklich in Textform als Garantie bezeichnet 

hat. Werbeaussagen oder allgemeine Produktbeschreibungen stellen keine Garantie dar. 

(12) Die gesetzlichen Rückgriffsansprüche des Anbieters bleiben unberührt. 

 

§ 10 Durchführung und Mängel bei Dienstleistungen 

(1) Der Anbieter erbringt Dienstleistungen als Dienstleistung im Sinne der §§ 611 ff. BGB, sofern nicht aufgrund des 

vereinbarten Leistungsgegenstands ein Werkvertrag im Sinne der §§ 631 ff. BGB vorliegt. 

(2) Bei Dienstleistungen schuldet der Anbieter die Erbringung der vereinbarten Tätigkeit, nicht jedoch einen 

bestimmten Erfolg. Dies gilt insbesondere für Beratungs-, Support-, Prüfungs-, Analyse-, Wartungs- und 

Unterstützungsleistungen. 

(3) Bei werkvertraglichen Leistungen, insbesondere bei der individuellen Erstellung einer Internetseite oder einer 

sonstigen individuell herzustellenden digitalen Lösung, gelten ergänzend die gesetzlichen Vorschriften über 

Werkverträge. 

(4) Soweit eine Abnahme erforderlich ist, hat der Kunde das Arbeitsergebnis nach Bereitstellung unverzüglich zu 

prüfen und abzunehmen, sofern es vertragsgemäß hergestellt wurde. Wegen unwesentlicher Mängel darf die 

Abnahme nicht verweigert werden. 

(5) Erkennbare Mängel eines Arbeitsergebnisses sind vom Kunden unverzüglich in Textform mitzuteilen. Die 

gesetzlichen Rechte des Kunden wegen Mängeln bleiben unberührt. 

(6) Der Anbieter ist berechtigt, im Rahmen der Nacherfüllung zunächst nachzubessern. Schlägt die Nachbesserung 

fehl oder ist sie dem Kunden unzumutbar, stehen dem Kunden die gesetzlichen Rechte zu. 

(7) Der Anbieter haftet nicht für Funktionsbeeinträchtigungen, die auf vom Kunden bereitgestellten Inhalten, 

Systemen, Zugangsdaten, Softwareprodukten, Fremdsystemen oder Drittanbieterleistungen beruhen, sofern 

der Anbieter diese Umstände nicht zu vertreten hat. 

(8) Der Anbieter übernimmt keine Garantie für eine dauerhafte Verfügbarkeit von Internetseiten, Netzwerken, 

Servern, Cloud-Diensten, Telekommunikationsverbindungen oder sonstigen IT-Systemen, sofern eine solche 

Verfügbarkeit nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

§ 11 Haftung 

(1) Der Anbieter haftet in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit nach den gesetzlichen 

Bestimmungen. Die Haftung für Garantien erfolgt unabhängig vom Verschuldensgrad, soweit sich aus der 

jeweiligen Garantie nichts Abweichendes ergibt. 

(2) Für leichte Fahrlässigkeit haftet der Anbieter ausschließlich bei der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, 

wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie nach den Vorschriften des 

Produkthaftungsgesetzes. 

(3) Im Fall der leicht fahrlässigen Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist die Haftung auf den 

vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht wegen der Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit, aufgrund einer Garantie oder nach dem Produkthaftungsgesetz unbeschränkt 

gehaftet wird. 

(4) Wesentliche Vertragspflichten sind solche Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 

Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Kunde regelmäßig vertrauen darf. 

(5) Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten auch zugunsten der gesetzlichen Vertreter, Mitarbeiter, 

Erfüllungsgehilfen und Subunternehmer des Anbieters. 

(6) Die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz, wegen arglistigen Verschweigens eines Mangels sowie aus einer 

ausdrücklich übernommenen Garantie bleibt unberührt. 
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(7) Im Falle eines Datenverlustes haftet der Anbieter nur für denjenigen Schaden, der auch bei ordnungsgemäßer, 

regelmäßiger und dem Risiko angemessener Datensicherung durch den Kunden entstanden wäre, sofern der 

Anbieter den Datenverlust nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat. 

(8) Der Kunde ist für die rechtmäßige Nutzung der von ihm eingesetzten Software, Inhalte, Daten, Zugangsdaten 

und IT-Systeme verantwortlich. Der Anbieter haftet nicht für Rechtsverletzungen, die aus vom Kunden 

bereitgestellten oder freigegebenen Inhalten oder Anweisungen entstehen, sofern der Anbieter die 

Rechtsverletzung nicht erkannt hat oder erkennen musste. 

(9) Der Anbieter haftet nicht für Störungen, Ausfälle oder Schäden, die durch höhere Gewalt, technische Störungen 

außerhalb seines Verantwortungsbereichs, Ausfälle von Telekommunikations- oder Energieversorgungsnetzen, 

Drittanbieter, Hersteller, Cloud-Anbieter oder sonstige externe Dienstleister verursacht werden, sofern der 

Anbieter diese Umstände nicht zu vertreten hat. 

(10) Eine weitergehende Haftung des Anbieters ist ausgeschlossen, soweit sie gesetzlich zulässig ist. 

§ 12 Geistiges Eigentum und Nutzungsrechte 

(1) Der Anbieter behält sich sämtliche Eigentums-, Urheber- und sonstigen Schutzrechte an Angeboten, Konzepten, 

Präsentationen, Zeichnungen, Kalkulationen, Dokumentationen, Software, Vorlagen, Texten, Grafiken, 

Methoden, Verfahren und sonstigen Unterlagen vor. 

(2) Als vertraulich gekennzeichnete Unterlagen dürfen vom Kunden nur mit vorheriger Zustimmung des Anbieters 

an Dritte weitergegeben werden. Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn eine gesetzliche Verpflichtung 

zur Weitergabe besteht. 

(3) Sämtliche vorbestehenden Rechte an vom Anbieter eingesetzten Methoden, Vorlagen, Softwarebestandteilen, 

Modulen, Bibliotheken, Designs, Konzepten und sonstigen Arbeitshilfen verbleiben beim Anbieter oder dem 

jeweiligen Rechteinhaber. 

(4) Der Anbieter räumt dem Kunden an individuell erstellten Arbeitsergebnissen die für den vertraglich 

vereinbarten Zweck erforderlichen Nutzungsrechte ein, sobald die vereinbarte Vergütung vollständig bezahlt 

wurde. 

(5) Soweit die erstellten Arbeitsergebnisse Bestandteile enthalten, die nicht individuell für den Kunden erstellt 

wurden oder an denen Rechte Dritter bestehen, erhält der Kunde ausschließlich die Nutzungsrechte, die der 

Anbieter selbst einräumen darf. Für Open-Source-Software, Standardsoftware, Schriften, Bildmaterial, Plugins, 

Themes, Schnittstellen, Bibliotheken und sonstige Drittbestandteile gelten ergänzend die jeweiligen 

Lizenzbedingungen der Rechteinhaber. 

(6) Eine Übertragung, Unterlizenzierung, Bearbeitung, Vervielfältigung, öffentliche Zugänglichmachung oder 

sonstige Nutzung der Arbeitsergebnisse über den vertraglich vereinbarten Zweck hinaus bedarf der vorherigen 

Zustimmung des Anbieters, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. 

(7) Der Kunde ist nicht berechtigt, vom Anbieter überlassene Konzepte, Unterlagen, Dokumentationen, Vorlagen 

oder sonstige Arbeitsergebnisse zur Herstellung oder Beauftragung gleichartiger Leistungen durch Dritte zu 

verwenden, sofern dies nicht ausdrücklich vereinbart wurde. 

(8) Der Anbieter ist berechtigt, allgemeine, nicht kundenspezifische Methoden, Erfahrungen, Kenntnisse, Ideen, 

Konzepte und technische Lösungen, die im Rahmen der Leistungserbringung entwickelt oder verwendet 

wurden, auch für andere Kunden zu nutzen, sofern hierbei keine vertraulichen Informationen oder 

personenbezogenen Daten des Kunden verwendet oder offengelegt werden. 

(9) Der Anbieter darf den Kunden nach vorheriger Zustimmung als Referenzkunden benennen und das Kundenlogo 

zu Referenzzwecken verwenden. Eine Zustimmung kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 

werden. Ohne ausdrückliche Zustimmung wird der Anbieter den Kunden nicht öffentlich als Referenzkunden  

benennen. 
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§ 13 Widerrufsrecht 

(1) Bezüglich des Widerrufsrechts verweist der Anbieter bei Verbrauchern auf die gesonderte Widerrufsbelehrung 

unter www.cynfo.com. 

(2) Ist der Kunde ein Unternehmer, ist das Widerrufsrecht ausgeschlossen. 

 

§ 14 Datenschutz 

(1) Der Anbieter verpflichtet sich zur Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben, insbesondere der EU-

Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) und sonstiger relevanter Rechtsnormen. Die Verarbeitung 

personenbezogener Daten erfolgt gemäß den Datenschutzbestimmungen des Anbieters. 

(2) Es gelten zudem die gesonderten Datenschutzbestimmungen des Anbieters unter folgendem Link: 

www.cynfo.com 

 

§ 15 Schlussbestimmungen 

(1) Der Anbieter ist zu einer Teilnahme an einem Verfahren zur Streitbeilegung vor einer 

Verbraucherschlichtungsstelle nicht bereit oder verpflichtet. 

(2) Es gilt deutsches Recht. Wenn der Kunde die Bestellung als Verbraucher abgegeben hat und zum Zeitpunkt 

seiner Bestellung seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Land hat, bleibt die Anwendung 

zwingender Rechtsvorschriften dieses Landes von der in Satz 1 getroffenen Rechtswahl unberührt. 

(3) Wenn der Kunde Kaufmann ist und seinen Sitz zum Zeitpunkt der Bestellung in Deutschland hat, ist 

ausschließlicher Gerichtsstand der Geschäftssitz des Anbieters. Im Übrigen gelten für die örtliche und die 

internationale Zuständigkeit die anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen. 

(4) Mündliche Zusage, Nebenabreden sowie Zusicherungen von Mitarbeitern bedürfen zur Rechtswirksamkeit der 

Schriftform; das gilt auch für Ergänzungen, Abänderungen oder Nebenabreden. 

(5) Sollten einzelne Bestimmungen der AGB oder des jeweiligen Kauf- oder Dienstleistungsvertrages ungültig oder 

nichtig sein oder werden, wird damit die Wirksamkeit der AGB oder des Kauf- oder Dienstleistungsvertrages 

insgesamt nicht tangiert. Die ungültige oder nichtige Bestimmung ist vielmehr in freier Auslegung durch eine 

Bestimmung zu ersetzen, die dem Vertragszweck oder dem Parteiwillen am nächsten kommt. 

(6) Änderungen und Ergänzungen der AGB oder des Kauf- oder Dienstleistungsvertrages bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit der Schriftform. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

 

 

 

 


